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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 307/08

5 Sa 173/07
Landesarbeitsgericht
Nirnberg

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
13. August 2009

URTEIL

Galmann, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen
Verhandlung vom 13. August 2009 durch den Vorsitzenden Richter am
Bundesarbeitsgericht Dr. Fischermeier, den Richter am Bundesarbeitsgericht

Dr. Linck, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Spelge sowie den ehrenamt-
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lichen Richter Schaferkord und die ehrenamtliche Richterin Stang fur Recht
erkannt:
1. Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landes-

arbeitsgerichts Nurnberg vom 20. Marz 2008 -5 Sa
173/07 - wird zurtickgewiesen.

2. Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Gber die Frage, ob Rufbereitschaftsvergiitung bei
der Berechnung der dem Klager nach § 11 des Tarifvertrages Uber sozial-
vertragliche BegleitmalRnahmen im Zusammenhang mit der Umgestaltung der
Bundeswehr (TVUmBw) zustehenden Ausgleichszahlung zu berucksichtigen
ist.

Der 1948 geborene Klager ist seit 1978 als Arbeiter (Installateur) im
Geschéftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung bei der Standort-
verwaltung A beschéftigt. Das Arbeitsverhaltnis bestimmte sich zunéchst nach
dem Manteltarifvertrag fir Arbeiter des Bundes (MTArb) und den diesen er-
ganzenden oder andernden Tarifvertragen und seit dem 1. Oktober 2005 nach
dem Tarifvertrag fur den 6ffentlichen Dienst (TV4D).

Im Zeitraum vom 1. September 2002 bis zum 31. August 2005 leistete
der Klager Rufbereitschaft in wechselndem Umfang. Er bezog in diesem Zeit-
raum eine durchschnittliche monatliche Rufbereitschaftsvergutung in Héhe von
415,65 Euro brutto.

Nach dem Wegfall seines Arbeitsplatzes im Zusammenhang mit der
Umstrukturierung der Bundeswehr nimmt der Klager die Hartefallregelung des
§ 11 TVUmBwW in Anspruch. Darin sowie in dem in dieser Bestimmung in Bezug

genommen § 6 TVUmBw in der Fassung vom 18. Juli 2001 (aF) ist bestimmt:
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»8 11
Hartefallregelung

(1) Kann einem Arbeiter oder einem Angestellten der
Vergutungsgruppen X bis V ¢ bzw. V b, wenn er diese
im Bewahrungsaufstieg erreicht hat, bzw. der Ver-
gutungsgruppen Kr. | bis Kr. VI der im Zeitpunkt des
Wegfalls des Arbeitsplatzes (§ 1 Abs. 1)

a) das 55. Lebensjahr vollendet hat und

b) im Tarifgebiet West eine Beschaftigungszeit
(§19 BAT, §6 MTArb) von mindestens
20 Jahren zuriickgelegt hat bzw. im Tarifgebiet
Ost vor dem 03. Oktober 1990 in einem Be-
schaftigungsverhaltnis gestanden hat, das vom
03. Oktober 1990 an ohne schadliche Unter-
brechung beim Arbeitgeber Bund neu begriindet
wurde,

kein Arbeitsplatz nach § 3 angeboten werden und
kann im Hinblick auf den Zeitpunkt des Wegfalls des
Arbeitsplatzes keine Altersteilzeitarbeit nach § 10
vereinbart werden, kann bis zum 31. Dezember 2006
im Rahmen der hierfur festzulegenden Héchstzahl in
gegenseitigem Einvernehmen ein Verzicht auf die
arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung
(Ruhensregelung) vereinbart werden. Der Arbeit-
nehmer erhalt statt der Vergitung/des Lohnes eine
monatliche Ausgleichszahlung. Dies gilt nicht, wenn er
einen Arbeitsplatz entgegen § 3 Abs. 8 abgelehnt hat
oder der Arbeitgeber zu einer nicht betriebsbedingten
Kiindigung berechtigt ware.

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]
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(2) Die Ausgleichszahlung wird in Héhe des um 28 v. H.
verminderten Einkommens gezahlt. Als Ausgleichs-
zahlung wird auch eine entsprechend verminderte
Zuwendung, nicht jedoch ein Urlaubsgeld gezahlt. Sie
nimmt an allgemeinen Erhéhungen der Vergutung/
des Lohnes teil.

RZANYIRRER]

Einkommen sind die Beziige im Sinne des § 6 Abs. 1
Unterabs. 2 bzw. Abs. 2 Unterabs. 2 sowie ggf. § 7
Abschn. A Abs. 1 und Abschn. B Abs. 2 (einschlief3-
lich des Ortszuschlags der nach § 29 BAT/BAT-O
zustehenden Stufe bzw. ggf. des Sozialzuschlags
nach §41 MTArb/MTArb-O). §6 Abs.3 und §7
Abschn. A Abs.2 und 4 sowie Abschn.B Abs. 3
finden Anwendung.
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§6

Einkommenssicherung

(2) Verringert sich bei einem Arbeiter aufgrund einer
Maflinahme im Sinne des § 1 Abs. 1 bei demselben
Arbeitgeber der Lohn, wird eine persénliche Zulage in
Hoéhe der Differenz zwischen seinem Lohn und dem
Lohn gewahrt, der ihm in seiner bisherigen Tatigkeit
zuletzt zugestanden hat.

Als Lohn aus der bisherigen Tatigkeit wird bertck-
sichtigt:

a) Der Monatstabellenlohn (§ 21 Abs. 3
MTArb/MTArb-O),

b) standige Lohnzulagen, die der Arbeiter in den
letzten drei Jahren seiner bisherigen Tatigkeit
ohne schédliche Unterbrechung bezogen hat,

Mit Wirkung zum 1. Januar 2008 wurde der TVUmBw geéandert. In der 5
Fassung des 2. Anderungstarifvertrages vom 4. Dezember 2007 (nF) enthélt er

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]
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nunmehr die folgenden Regelungen:
»§ 11
Hartefallregelung

(1) Kann einer/einem Beschaftigten der Entgeltgruppen 2
bis 9, bzw. die Entgeltgruppen KR 3a bis 9b der im Zeit-
punkt des Wegfalls des Arbeitsplatzes (§ 1 Abs. 1)

a) das 55. Lebensjahr vollendet hat und

OYIN ‘P B8 §§ YoeU Juequaje(

RZANYIRRER]

b) eine Beschaftigungszeit beim Arbeitgeber Bund (§ 34
Absatz3 Satz1 und 2 TV6D) von mindestens
15 Jahren zurlickgelegt hat,

kein Arbeitsplatz nach § 3 angeboten werden und kann im
Hinblick auf den Zeitpunkt des Wegfalls des Arbeitsplatzes
keine Altersteilzeitarbeit nach § 10 vereinbart werden, kann
im Rahmen der hierfir festzulegenden Ho&chstzahl in
gegenseitigem Einvernehmen ein Verzicht auf die arbeits-
vertraglich geschuldete Arbeitsleistung (Ruhensregelung)
vereinbart werden. Die/der Beschaftigte erhalt statt des
Entgelts eine monatliche Ausgleichszahlung. Dies gilt nicht,
wenn sie/er einen Arbeitsplatz entgegen § 3 Abs. 8 ab-
gelehnt hat oder der Arbeitgeber zu einer nicht betriebs-
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bedingten Kiindigung berechtigt ware.

(2) Die Ausgleichszahlung wird in H6he des um 28 v.H.
verminderten Einkommens gezahlt. Als Ausgleichszahlung
wird auch eine entsprechend verminderte Jahressonder-
zahlung gezahlt. Sie nimmt an allgemeinen Erhéhungen
des Entgelts teil. Einkommen sind die Entgelte im Sinne
des § 6 Abs. 1 Satz 2 sowie ggf. § 7 Abschn. A Abs. 1 und
Abschn. B Abs. 2, Besitzstandszulagen nach § 11 TVU-
Bund und Strukturausgleichszahlungen nach § 12 TVU-
Bund jeweils fir die Dauer der Anspruchsberechtigung. § 6
Abs. 3 und § 7 Abschn. A Abs. 2 und 4 sowie Abschn. B
Abs. 3 finden Anwendung.

§6
Einkommenssicherung

(1) Verringert sich bei Beschaftigten auf Grund einer Mal3-
nahme im Sinne des § 1 Abs. 1 bei demselben Arbeitgeber
das Entgelt, wird eine persdnliche Zulage in Hdhe der
Differenz zwischen ihrem Entgelt und dem Entgelt gewahrt,
das ihnen in ihrer bisherigen Tatigkeit zuletzt zugestanden
hat. Als Entgelt aus der bisherigen Tatigkeit wird bertck-
sichtigt:

a) das Tabellenentgelt (§ 15 TV6D),

b) in Monatsbetrdgen festgelegte Zulagen, die in den
letzten drei Jahren der bisherigen Tatigkeit ohne
schadliche Unterbrechung bezogen wurden und

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]
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c) der monatliche Durchschnitt der Erschwernis-
zuschlage nach §19 TV6D einschlielllich ent-
sprechender Sonderregelungen (§46 Nr.4 Abs.5
TV6D-BT-V (Bund)) der letzten zwolf Monate, sofern
in den letzten funf Jahren mindestens in 48 Kalender-
monaten solche Zuschlage gezahlt wurden.

(2) (aufgehoben)

OYIN ‘P B8 §§ YoeU Juequaje(

RZANYIRRER]

Protokollerklarungen zu Absatz 1:

3. Als in Monatsbetragen festgelegte Zulagen gelten
auch standige Lohnzulagen i.S.d. ehemaligen § 21
Absatz4 MTArb, sofern die ihnen zu Grunde
liegenden tariflichen Bestimmungen noch Gultigkeit
haben.
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Der Klager hat geltend gemacht, die in den letzten drei Jahren be-
zogene durchschnittliche Rufbereitschaftsvergitung in Héhe von 415,65 Euro
brutto misse bei der Berechnung der tariflichen Ausgleichszahlung nach § 11
TVUmBw Beriicksichtigung finden. Oberster Grundgedanke der Tarifvertrags-
parteien sei eine Sicherung des regelmafigen Einkommens und damit eine
Sicherung samtlicher dauerhafter Lohnbestandteile der letzten drei Jahre

gewesen.

Der Klager hat beantragt:

Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, bei
der Festsetzung der Ausgleichszahlung fur den Klager
nach § 11 des Tarifvertrages Uber sozialvertragliche
BegleitmaBnahmen im Zusammenhang mit der Um-
gestaltung der Bundeswehr vom 18. Juli 2001 als weitere
standige Lohnzulage gem. § 6 Abs. 2 Buchst. b TVUmBw
ab 1. September 2005 die monatliche durchschnittliche
Rufbereitschaftsvergitung iHv. 415,65 Euro leistungs-
steigernd zu bericksichtigen.

Die Beklagte hat zur Begrindung ihres Klageabweisungsantrags
geltend gemacht, die Rufbereitschaftsvergiitung sei keine standige Lohnzulage
iSd. §6 Abs.2 Buchst. b TVUmBw und deshalb bei der Bemessung der
Ausgleichzahlung nicht zu bertcksichtigen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung des Klagers zurlickgewiesen. Mit der vom Landesarbeits-

gericht zugelassenen Revision verfolgt der Klager sein Klagebegehren weiter.

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist nicht begriindet. Die Vorinstanzen haben die Klage zu

Recht abgewiesen.

l. Die Klage ist zulassig. Der Klageantrag hat die Feststellung eines
Rechtsverhaltnisses iSv. § 256 Abs. 1 ZPO zum Gegenstand. Zwar kénnen
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Gegenstand einer Feststellungsklage nicht bloRe Elemente oder Vorfragen
eines Rechtsverhaltnisses sein. Jedoch kann sich die Feststellungsklage auf
einzelne Beziehungen oder Folgen aus einem Rechtsverhéltnis, auf bestimmte
Anspriche oder Verpflichtungen oder -wie hier- auf den Umfang einer
Leistungspflicht beschranken. Die Feststellung muss auf ein gegenwartiges
Rechtsverhaltnis gerichtet sein, das so genau zu bezeichnen ist, dass Uber
seine Identitat und damit Gber den Umfang der Rechtskraft des begehrten
Feststellungsanspruchs keinerlei Ungewissheit herrschen kann (vgl. Senat
13. Mérz 2008 - 6 AZR 794/06 - NZA-RR 2008, 495). Diesen Anforderungen
genugt der Feststellungsantrag des Klagers. Die von ihm begehrte Feststellung
ist hinreichend konkret und betrifft nicht nur vergangenheitsbezogene, sondern

auch gegenwartige Anspriiche.

Il. Die Klage ist nicht begriindet. Die vom Kléger in den letzten drei Jahren
vor der Inanspruchnahme der Hartefallregelung erzielte durchschnittliche
Rufbereitschaftsvergiitung ist bei der Berechnung der Ausgleichszahlung nicht

zu bertcksichtigen.

1. Der Klager hatte gem. § 11 Abs. 2 TVUmBw aF bis zum 31. Dezember
2007 Anspruch auf eine Ausgleichszahlung in Héhe des um 28 % verminderten
Einkommens. Einkommen waren gem. § 11 Abs. 2 Unterabs. 2 TVUmBw aF
- soweit vorliegend von Bedeutung - die Beziige iSd. § 6 Abs. 2 Unterabs. 2
TVUmBw aF. Nach dieser Bestimmung wurden als Lohn aus der bisherigen
Tatigkeit der Monatstabellenlohn sowie standige Lohnzulagen, die der Arbeiter
in den letzten drei Jahren seiner bisherigen Tatigkeit ohne schadliche Unter-
brechung bezogen hat, bericksichtigt. Die Rufbereitschaftsvergiitung gehdrte

nicht zu den standigen Lohnzulagen iSd. tariflichen Vorschrift.

a) Der in § 6 Abs. 2 Unterabs. 2 TVUmBw aF verwendete Begriff ,standige
Lohnzulage“ war im gleichen Sinne zu verstehen wie derselbe in § 21 Abs. 4
MTArb verwendete Begriff. Der TVUmBwW aF kniupfte mit seinen auf Arbeiter
bezogenen Regelungen erkennbar an den MTArb an. So galt nach § 1 Abs. 1
dritter Unterpunkt TVUmBw aF der TVUmBw aF nur fur Arbeiter, die unter den
MTArb fielen. Der Annahme Ubereinstimmender Begriffsmerkmale stand nicht
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entgegen, dass in § 6 Abs. 2 Unterabs. 2 Buchst. a TVUmBw aF durch einen
Klammerzusatz in Bezug auf den Begriff des Monatstabellenlohns auf § 21
Abs. 3 MTArb verwiesen wurde und ein solcher Zusatz in §6 Abs.2
Unterabs. 2 Buchst. b TVUmBw aF bezlglich des Begriffs der standigen Lohn-
zulagen fehlte. Insoweit war zu beriicksichtigen, dass der Begriff des Monats-
tabellenlohns in § 21 Abs. 3 MTArb ausdriicklich definiert wurde als der nach
Lohngruppen und Lohnstufen gestaffelte Lohn. Auch in anderen Tarifvor-
schriften des TVUmBw aF, in denen in Klammerzusatzen auf Vorschriften des
MTArb verwiesen wurde, wie zB in § 6 Abs. 2 Unterabs. 2 Buchst. ¢ ,regel-
mafige wochentliche Arbeitszeit, § 6 Abs. 5 ,Sterbegeld®, § 7 Abschn. B Abs. 2
.,Monatsregellohn“, § 8 Abs. 1 ,Beschaftigungszeit, fanden sich in den Be-
stimmungen des MTArb Definitionen des Tarifbegriffs. Der Begriff der standigen
Lohnzulage war dagegen zwar in § 21 Abs. 4 MTArb aufgefthrt, die Tarifnorm
selbst enthielt jedoch keine Begriffsbestimmung. Die Tatbestandsmerkmale
dieses Begriffs sind vielmehr von der Rechtsprechung aus dem Wortlaut und
dem Gesamtzusammenhang des MTArb entwickelt worden. Nach der
Systematik des TVUmBw aF war es daher folgerichtig, in §6 Abs. 2
Unterabs. 2 Buchst. b TVUmBw aF beziglich des Begriffs der standigen Lohn-
zulage keinen Klammerzusatz mit einem Hinweis auf § 21 Abs. 4 MTArb aufzu-
nehmen. Der fehlende Zusatz lasst daher entgegen der Auffassung der
Revision nicht den Schluss zu, der Begriff der standigen Lohnzulage habe im
TVUmBw aF andere Tatbestandsvoraussetzungen gehabt als der im MTArb
verwendete. Wenn dieser Begriff im TVUmBw aF anders als im MTArb hétte
verstanden werden sollen, hatte es vielmehr einer eigenstandigen Begriffs-

bestimmung bedurft.

b) Wortlaut und tariflicher Gesamtzusammenhang des §21 MTArb
machen deutlich, dass standige Lohnzulagen von sonstigen Entgeltbestand-

teilen des MTArb abzugrenzen waren.

aa) Nach § 21 Abs. 4 Satz 1 MTArb war der Monatsregellohn der Monats-
tabellenlohn zuzlglich etwaiger standiger Lohnzulagen. Nach Satz 2 dieser
Bestimmung gehoérte zum Monatsregellohn auch der Lohn fur Mehrarbeit. Von
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der in § 21 Abs. 4 MTArb enthaltenen Begriffsbestimmung des Monatsregel-
lohns mit den dort aufgefihrten Vergitungsbestandteilen waren die in Abs. 5
bezeichneten Entgeltkomponenten zu unterscheiden (ebenso zum friiheren
MTB Il BAG 6. Marz 1974 - 4 AZR 293/73 - AP MTB Il § 21 Nr. 2 = EzA MTB Il
§ 21 Nr. 1). Danach gehérten zum Monatslohn der Monatsregellohn zuziglich
der nicht unter § 21 Abs. 4 MTArb fallenden Zulagen, Zuschldge und Ent-
schadigungen sowie des Lohns fir Uberstunden. Das macht deutlich, dass der
MTArb genau zwischen standigen Lohnzulagen, sonstigen unstandigen Zu-
lagen (zu diesem Begriff Senat 20. Juli 1989 - 6 AZR 774/87 - EzBAT BAT § 17
Nr. 5, 10. Juli 2003 - 6 AZR 283/02 - EzA TVG § 4 Ausschlullfristen Nr. 168),
Zuschlagen, Entschadigungen und Lohn fur Uberstunden unterschied.

bb) Hiervon ausgehend sind nach der Rechtsprechung des Bundesarbeits- 17
gerichts Lohnzulagen die Vergutungsbestandteile, die aus besonderem Anlass
zu einer bestimmten Grundleistung hinzutreten. Sie sind an die Person des
Arbeiters gebunden, wie zB Funktionszulagen, und beriicksichtigen eine be-
sondere Arbeitsschwierigkeit (vgl. Senat 23. November 2006 - 6 AZR 317/06 -
BAGE 120, 239). Eine standige Lohnzulage iSd. MTArb ist gegeben, wenn sie,
wie beispielsweise die Vorhandwerkerzulage, mindestens fir die Stunden
zusteht, fir die der Monatstabellenlohn gezahlt wird (BAG 24. Juni 2003
-9AZR 353/02- BAGE 106, 353). Von den Lohnzulagen abzugrenzende

Lohnzuschlage sind nicht an die Person des Arbeiters gebunden, sondern

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]
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werden, wie zB Zeitzuschlage, Schmutz-, Gefahren- und Erschwerniszuschlage
(vgl. §§27, 29 MTArb), wegen der dulleren Umstédnde der Arbeitsleistung
gezahlt (BAG 6. Mérz 1974 - 4 AZR 293/73 - AP MTB 11 § 21 Nr. 2 = EzA MTB |l
§ 21 Nr. 1). Zeitzuschlage (§ 27 MTArb) fallen allerdings nicht ,standig“ an. Sie
werden nicht aus einem bestimmten ,standig“ gleichen Grundtatbestand ver-
gltet, ihre Entstehung ist vielmehr nach Grund und Héhe von der stédndig
wechselnden Zahl der Dienste abhangig (vgl. Senat 20. Juli 1989 - 6 AZR
774/87 - EzBAT BAT § 17 Nr. 5; 10. Juli 2003 - 6 AZR 283/02 - EzA TVG § 4
AusschluB3fristen Nr. 168).
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C) Die Vergitung fur geleistete Rufbereitschaft war nach den Regelungen
des MTArb Lohn fur Uberstunden. Der Arbeiter war nach § 15 Abs. 6a MTArb
verpflichtet, auf Anordnung des Arbeitgebers Rufbereitschaft zu leisten. Nach
Unterabs. 2 dieser Bestimmung wurde die Rufbereitschaft zum Zwecke der
Lohnberechnung mit 12,5 % als Arbeitszeit bewertet und mit dem Lohn fur
Uberstunden (§ 30 Abs. 5 MTArb) entlohnt, soweit nicht ein entsprechender
Freizeitausgleich erteilt wurde (§ 15 Abs. 6a Unterabs. 4 MTArb). Nach der
Begrifflichkeit des MTArb war die Rufbereitschaftsvergiitung daher Lohn fir
Uberstunden. Dieser gehérte wiederum nach der Tarifsystematik des MTArb
gem. § 21 Abs. 5 MTArb nicht zu den in Abs. 4 enthaltenen Entgeltbestand-
teilen und war damit auch keine sténdige Lohnzulage.

d) Der weitere tarifliche Gesamtzusammenhang zwischen dem MTArb und
dem TVUmBw aF bestatigt dieses Auslegungsergebnis. So wurde bei den in
§ 7 A und B TVUmBw aF genannten Beschaftigtengruppen (Feuerwehr- und
Wachleute, Besatzungsmitglieder, Kraftfahrer) die Mehrarbeitsvergiitung bei der
Einkommenssicherung beriicksichtigt. In der Hartefallregelung des § 11 Abs. 2
Unterabs. 2 TVUmBw aF wurde auf diese Bestimmungen Bezug genommen. In
§ 7 A Abs. 1 TVUmBw aF war die Bericksichtigung der Mehrarbeitsvergiitung
ausdriicklich geregelt; aus § 7 B Abs. 2 TVUmBwW aF folgte dies mittelbar, denn
Teil des Pauschallohns der Kraftfahrer ist gem. § 3 KraftfahrerTV auch die
Vergitung fur Mehrarbeit und Uberstunden, welche bereits begrifflich etwas
anderes ist als eine Lohnzulage (vgl. Senat 23. November 2006 -6 AZR
317/06 - Rn. 25, BAGE 120, 239). Da fur diese Personengruppen die Berlck-
sichtigung von Mehrarbeit und Uberstunden bei der Einkommenssicherung
ausdricklich vorgesehen war, kann hieraus geschlossen werden, dass dies in

den anderen Fallen nicht erfolgen sollte.

e) Aus dem dargestellten tarifichen Gesamtzusammenhang erschlief3t
sich der Zweck der Hartefallregelung des § 11 TVUmBw aF. Konnte ein
Arbeiter, der die persdnlichen Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 Buchst. a und
b TVUmBw aF erfillte, wegen eines im Zusammenhang mit der Um-
strukturierung der Bundeswehr erfolgenden Wegfalls seines Arbeitsplatzes
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nicht auf einem anderen Arbeitsplatz weiterbeschaftigt werden, konnte er gem.
§ 3 Abs. 1 TVUmBwW aF grundsétzlich nicht betriebsbedingt gekiindigt werden.
War eine Weiterbeschaftigung nicht méglich, konnte gem. § 11 Abs. 1 TVUmBw
aF im gegenseitigen Einvernehmen ein Verzicht auf die vertraglich geschuldete
Arbeitsleistung vereinbart werden. Statt des Lohns erhielt der Arbeiter in diesem
Fall eine monatliche Ausgleichszahlung in Hohe des um 28 % verminderten
Einkommens. Die Lohnminderung war ein Ausgleich fir den Ausschluss der
betriebsbedingten Kiindigung. Durch den in § 11 Abs. 2 Unterabs. 2 TVUmBw
aF enthaltenen Verweis auf § 6 Abs. 2 Unterabs. 2 TVUmBw aF wurde dabei
deutlich, dass durch die Ausgleichszahlung grundséatzlich nur die Vergutung
gesichert werden sollte, die der Arbeiter im Rahmen seiner vereinbarten regel-
mafigen Arbeitszeit erzielt hatte. Die Verweisung auf den Monatstabellenlohn
und die standigen Lohnzulagen schloss die Einbeziehung der als Lohn fir
Uberstunden behandelten Rufbereitschaftsvergiitung bei der Berechnung der
Ausgleichszahlung aus. Bertcksichtigt man dies, wird deutlich, dass entgegen
der Auffassung der Revision durch § 11 TVUmBw aF gerade nicht samtliche
wiederkehrenden Lohnbestandteile der letzten drei Jahre gesichert werden
sollten, sondern nur die, welche der Arbeiter in der fur ihn maligeblichen regel-
maBigen Arbeitszeit erzielt hatte. Dazu gehérte nicht die Vergitung fur Ruf-

bereitschaft.

2. Seit dem Inkrafttreten der Neufassung des TVUmBw zum 1. Januar
2008 gilt nichts anderes. Nach der seitdem geltenden Fassung des § 11 Abs. 2
Satz4 und des §6 Abs.1 Satz2 Buchst. b TVUmBwW nF werden nur ,in
Monatsbetragen festgelegte Zulagen® bei der Berechnung der Ausgleichs-
zahlung berucksichtigt. Rufbereitschaft wird ihrem Wesen nach aber nicht stetig
und in gleichbleibendem Umfang geleistet. Dementsprechend wird die hierfur
entrichtete Vergitung auch nicht in festen Monatsbetragen iSd. §6 Abs. 1
Satz 2 Buchst. b TVUmBwW nF gewahrt. Hinzu kommt, dass die Tarifvertrags-
parteien in der Protokollnotiz Nr.3 zu §6 Abs. 1 TVUmBw nF klargestellt
haben, dass als in Monatsbetragen festgelegte Zulagen auch die standigen
Lohnzulagen iSd. ehemaligen § 21 Abs. 4 MTArb gelten, sofern die zugrunde

liegenden tariflichen Bestimmungen noch Giiltigkeit haben. Damit haben die
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Tarifvertragsparteien im Hinblick auf die Streichung des § 6 Abs. 2 TVUmBw aF
verdeutlicht, dass sie an dem bisherigen Begriff der stdndigen Lohnzulagen
festhalten. Es sind keinerlei Anhaltspunkte dafiir ersichtlich, dass sie in der
neuen Fassung des TVUmBwW insoweit eine Anderung vornehmen wollten. Die
Neufassung des TVUmBw enthalt im Wesentlichen redaktionelle Anpassungen
an den TV6D und vereinheitlicht die Bestimmungen fur Arbeiter und An-

gestellte.

Il Der Klager hat gem. § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten der Revision zu

tragen.

Fischermeier Linck Spelge

Schaferkord B. Stang

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

22

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	„§11

	§6


	„§11

	§6

	Entscheidungsgründe



